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Die Zweite Liechtensteiner Vaterland  I  Donnerstag, 6. März 2025

Aktueller Zwischenstand von gestern Abend: 
449 Teilnehmende. Jetzt mitmachen auf: www.vaterland.li

Auf Nikotin.2 %

7 %

61 %

Auf etwas anderes.

Auf gar nichts.

Auf Alkohol.17 %

13 % Auf Süsses.

Umfrage der Woche 

Frage: Worauf verzichten Sie 
während der Fastenzeit?

Tierschutzhaus 
Katze aufgefunden: Bitte melden 

Diese Katze wurde am Mittwoch, 5. März, in 
Schaan gefunden und ins Tierschutzhaus ge-
bracht. Die Besitzerin oder der Besitzer werden 
gebeten, sich im Tierschutzhaus unter info@tier-
schutzverein.li oder +423 239 65 65 zu melden.

LAK: Neue Vorsitzende der 
Geschäftsleitung gewählt 
Der Stiftungsrat der 
Liechtensteinischen Al-
ters- und Krankenhilfe 
(LAK) hat Monica von 
Toggenburg zur neuen 
Vorsitzenden der Ge-
schäftsleitung gewählt.  
Seit über 30 Jahren ist 
die gebürtige Ruggelle-
rin im Gesundheitswe-
sen tätig und verfügt 
über fundierte Kennt-
nisse sowohl im operati-
ven als auch im strate-
gischen Kontext. Als 
ehemalige Pflegedirektorin des Landesspitals, 
aber auch als Stiftungsrätin der LAK kennt sie die 
Bedürfnisse und Herausforderungen im Land 
sehr gut. Mit ihrer langjährigen Erfahrung als 
Pflegedirektorin im Kantonsspital Graubünden 
ist sie zudem mit Führungsaufgaben in komple-
xen Organisationen sehr erfahren. 

Die 51-Jährige ist verheiratet und wohnt in 
Buchs. Monica von Toggenburg wird ihre Funk-
tion am 1. November antreten. Sie löst Thomas 
Riegger ab, der Ende 2025 nach 15 Jahren in den 
Ruhestand treten wird. (eingesandt)

Monica von  

Toggenburg Bild: eing.

StGH verschärft Regeln zur  
Handy-Beschlagnahmung 
Die Daten auf Handy und Co. sind sensibel. Wann dürfen diese beschlagnahmt werden? 

Daniela Fritz 
 
Die wenigsten werden bereits 
einmal selbst das Ziel einer 
Razzia gewesen sein. Aber stel-
len Sie sich vor, jemand nimmt 
ihr Handy einmal genau unter 
die Lupe. Ihre Fotos, Nachrich-
ten oder Suchverläufe der letz-
ten Jahre würden tief blicken 
lassen und viel über ihre Person 
und ihr Leben verraten. Nicht 
umsonst sind solche Daten 
durch die Grundrechte streng 
vor fremdem Zugriff geschützt. 

Was aber, wenn jemand ei-
ner Straftat verdächtigt wird? 
Insbesondere auf elektroni-
schen Datenträgern, wie bei-
spielsweise einem Handy oder 
Laptop, können sich Beweise 
finden. Doch auch verdächtige 
Personen sind bis zu einem ge-
wissen Grad durch die Grund-
rechte geschützt und haben ein 
Recht auf Privatsphäre. «Elek-
tronische Datenträger ermögli-
chen nicht bloss ein punktuelles 
Bild über das Verhalten einer 
Person, sondern geben einen 
umfassenden Einblick in we-
sentliche Teile des bisherigen 
und aktuellen Lebens», be-
schreibt der Staatsgerichtshof 
(StGH) in seinem Newsletter 
das Spannungsfeld. Dürfen 
elektronische Datenträger bei 
einer Razzia also beschlag-
nahmt und ausgewertet wer-
den? Genau in dieser Frage kam 
das Obergericht mit einem Nor-
menkontrollantrag auf den 
StGH zu. Denn der österreichi-
sche Verfassungsgerichtshof be- 
fasste sich bereits im Dezember 
2023 mit der Sicherstellung von 
Mobiltelefonen und hob die 
praktisch wortgleichen Bestim-
mungen in der Strafprozessord-
nung als verfassungswidrig auf. 

Nur im äussersten Fall und 
mit richterlichem Beschluss 
In Liechtenstein verzichtete der 
StGH jedoch auf diesen Schritt. 

Dies auch deshalb, weil der Ge-
setzgeber dann nur ein Jahr für 
die anspruchsvolle Revision der 
Strafprozessordnung Zeit ge-
habt hätte. Der StGH appel-
lierte jedoch dafür, möglichst 
bald eine differenziertere ge-
setzliche Grundlage für die Be-
schlagnahme und Auswertung 
elektronischer Daten zu schaf-
fen. Dies sei nicht mit der Si-
cherstellung anderer Gegen-
stände zu vergleichen, daher 
bestehe hier Handlungsbedarf.  

Bis dahin könnten die bishe-
rigen Regelungen aber ver- 
fassungskonform gehandhabt 
werden, befand der StGH kürz-
lich. Anders als in Österreich ist 
bei Beschlagnahmungen in 
Liechtenstein nämlich schon 
heute ein Beschluss des Unter-
suchungsrichters nötig. Zu-
dem ist dies nur als «Ultima 
ratio» anzuwenden, womit die 
Verhältnismässigkeit gewahrt 
bleibe. Ausserdem könnten 

die Datenträger versiegelt wer-
den, damit Unbefugte nicht da-
rauf zugreifen können.  

Das alleine würde nach Auf-
fassung des StGH aber nicht ge-
nügen, um der Grundrechtspro-
blematik gerecht zu werden. 
Die Anforderungen zur Sicher-
stellung und Auswertung elek-
tronischer Daten seien zu 
wenig differenziert.   

Nur bei Androhung von über 
einem Jahr Freiheitsstrafe  
Dies könne gemäss StGH durch 
eine noch striktere Verhältnis-
mässigkeitsprüfung kompen-
siert werden. Dafür müssten 
weitere Voraussetzungen be-
achtet werden, die sich schon 
heute im liechtensteinischen 
Recht finden: Der StGH zieht 
hierzu die Voraussetzungen für 
die Überwachung einer elektro-
nischen Kommunikation heran. 
Zukünftig ist eine Beschlagnah-
mung und Auswertung von 

elektronischen Datenträgern 
nur möglich, wenn dadurch 
eine Straftat aufgeklärt werden 
soll, die mit mehr als einem Jahr 
Freiheitsstrafe bedroht ist. Zu-
dem muss der Verdächtige vor-
sätzlich gehandelt haben. Um 
das Zeugnisverweigerungsrecht 
nicht auszuhöhlen, müssten zu-
dem Berufsgeheimnisse ge-
wahrt werden. Dies gilt zum 
Beispiel für Verteidiger, Ärzte 
oder Therapeuten. 

«Mit diesen Vorkehrungen 
werden somit verschiedene be-
stehende gesetzliche Regelun-
gen nunmehr für eine strenge 
Verhältnismässigkeitsprüfung 
bei der Sicherstellung und  
Auswertung elektronischer Da- 
tenträger nutzbar gemacht», 
kommt der StGH zum Schluss. 
In Kombination mit dem «Ulti-
ma ratio»-Prinzip sei den ver-
fassungsmässigen Anforderun-
gen «zumindest derzeit Ge -
nüge getan».

Die Beschlagnahmung von elektronischen Geräten wurde von einem österreichischen Gericht gekippt, 

da dies gegen die Privatsphäre und den Datenschutz verstösst. In Liechtenstein ist die Lage – trotz  

österreichischer Rezeptionsvorlage – eine andere. Bild: Keystone

Gemeindesteuerzuschlag in Balzers: 
Finanzkommission rät von Senkung ab 
Die Empfehlung lautet, den Satz für weitere drei Jahre bei 170 Prozent zu belassen. 

Am 6. April werden die Balzner 
Stimmbürger entscheiden, ob 
der Gemeindesteuerzuschlag 
für das Jahr 2024 bei 170 Pro-
zent belassen wird oder nicht. 
Im Vorfeld des Urnengangs gibt 
die Finanzkommission der Ge-
meinde nun die Empfehlung 
ab, den Satz für weitere drei 
Jahre auf dieser Höhe zu belas-
sen. Anschliessend soll dieser 
«stufenweise und grössenver-
träglich» reduziert werden. Zu 
dieser Erkenntnis kommt die 
Finanzkommission, nachdem 
sie gemäss dem Auftrag des Ge-
meinderats ein Strategiepapier 
für künftige Beschlüsse erarbei-
tet hat. Laut dem jüngsten Ge-
meinderatsprotokoll wurde zu-
sammen mit externen Experten 

eine Finanzplanung für die 
nächsten zehn Jahre (2025 bis 
2034) erstellt, wobei verschie-
dene Szenarien mit variablen 
Gemeindesteuerzuschlägen si-
muliert wurden. 

«Die Finanzplanung zeigt 
deutlich, dass eine Senkung des 
Gemeindesteuerzuschlages nur 
mit einer deutlichen Reduktion 
der Investitionen und des lau-
fenden Aufwandes möglich 
ist», wird das Fazit der Finanz-
kommission im Protokoll zu-
sammengefasst. Weiters wird 
festgehalten:« Bei einer Re-
duktion des Steuerzuschlages  
würde der Handlungsspielraum 
der Gemeinde in Bezug auf zu-
künftige Investitionen abrupt 
abnehmen, was dem Grundge-

danken des neuen Finanzaus-
gleichs, nämlich der Stärkung 
der Gemeindeautonomie, dia-
metral widersprechen würde». 

Vorsteher nimmt heute 
Stellung zum Referendum 
Das von der «IG Gemeinde-
steuerzuschlag 150 %» lancier-
te Referendum zeigt, dass der 
Entscheid des Balzner Gemein-
derats umstritten ist. Begründet 
wurde dieser wie folgt: «Das 
vorliegende Budget wurde be-
wusst sehr schlank gehalten, 
damit im Hinblick auf den ge-
planten Neubau der Sportstätte 
die Reserven noch aufgebaut 
werden können.» Die Erträge 
würden um 1,5 Millionen Fran-
ken abnehmen, wenn der Satz 

auf das gesetzliche Minimum 
von 150 Prozent gesenkt wird. 
Dadurch würde «dringend be-
nötigtes Geld» fehlen.  

Vertreter der Gemeinde  
sowie der Finanzkommission 
werden heute in einer Medien-
konferenz über Varianten einer 
Steuersenkung und die damit 
verbundenen finanziellen Aus-
wirkungen informieren. Zudem 
werden Vorsteher Karl Malin 
und die anderen Anwesenden 
ihre Standpunkte zur bevorste-
hende Abstimmung erläutern. 
Das Gemeinderatsprotokoll 
nimmt vorweg, dass die Ge-
meinde Balzers den Spielraum 
beim Gemeindesteuerzuschlag – 
zumindest vorerst – für be-
grenzt hält. (gk)
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